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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes über eine einmalige Zuwendung an die in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet lebenden Vertriebenen 
(Vertriebenenzuwendungsgesetz — VertrZuwG) 

A. Zielsetzung 

Zur Vollendung der inneren Einheit Deutschlands gehört auch eine 
Entschädigung der in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 

genannten Gebiet lebenden ca. 600 000 Vertriebenen, die nach 
dem Zweiten Weltkrieg in der ehemaligen Sowjetischen Besat-
zungszone und späteren DDR Aufnahme gefunden haben. Mehr 
als 40 Jahre lang wurde ihre Identität im SED-Unrechtsregime 
unterdrückt und ihr Vertreibungsschicksal verschwiegen. Eine 
materielle Entschädigung erfolgte grundsätzlich nicht. 

Die in Artikel 9 des Entwurfs der Bundesregierung zum Entschä-
digungs- und Ausgleichsleistungsgesetz vorgesehenen Vertriebe-
nenzuwendungsregelungen für in dem in Artikel 3 des Einigungs-
vertrages genannten Gebiet lebende Vertriebene reichen nicht 
aus, um eine schnelle Leistung an die Vertriebenen — besonders 
die Erlebnisgeneration — zu sichern. Die Auszahlung darf wegen 
des hohen Alters der Betroffenen nicht bis zum Jahre 2000 
hinausgezögert werden. 

Mit der rechtlichen und finanziellen Einbindung in die Regelungen 
des Entschädigungsfonds ist aber nicht gewährleistet, daß die 
Vertriebenen schnell in den Genuß der angesichts der erlittenen 
Schäden und Verluste ohnehin geringen Zuwendungen kämen. 

Außerdem ist die Abspaltung vom Gesetzgebungsverfahren zum 
EALG und die Einbringung eines gesonderten Vertriebenenzu-
wendungsgesetzes mangels Sachzusammenhangs notwendig. 
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B. Lösung 

Durch die im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehene geson-
derte Regelung der Vertriebenenzuwendungen wird sicherge-
stellt, daß die Vertriebenen im Beitrittsgebiet früher als im Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zum Entschädigungs- und Aus-
gleichsleistungsgesetz geplant eine einmalige steuerfreie Zuwen-

dung in Höhe von 4 000 DM erhalten werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bei einer geschätzten Zahl von ca. 600 000 Vertriebenen ergeben 
sich Kosten in Höhe von 2,4 Mrd. DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (423) — 526 02 — Ve 59/94 
Bonn, den 6. Juni 1994 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 667. Sitzung am 18. März 1994 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über eine einmalige Zuwendung an die in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet lebenden Vertriebenen (Vertriebenenzu-
wendungsgesetz — VertrZuwG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist. das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über eine einmalige Zuwendung an die in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet lebenden Vertriebenen 
(Vertriebenenzuwendungsgesetz — VertrZuwG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz über eine einmalige Zuwendung an die 
in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet lebenden Vertriebenen 

(Vertriebenenzuwendungsgesetz — VertrZuwG) 

§ 1 

Grundsatz 

Die durch den Zweiten Weltkrieg und seine Folgen 
besonders betroffenen Vertriebenen erhalten eine 
einmalige Zuwendung. Die einmalige Zuwendung 
dient zugleich der innerstaatlichen Abgeltung aller 
materieller Schäden und Verluste, die mit den Ereig-
nissen und Folgen des Zweiten Weltkriegs im Zusam-
menhang stehen. 

§2 

Berechtigte 

(1) Die einmalige Zuwendung wird an  Vertriebene 
im Sinne des  § 1 des Bundesvertriebenengesetzes 
gewährt, die nach der Vertreibung ihren ständigen 
Aufenthalt in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet vor dem 3. Oktober 1990 genom-
men und ihn bis zu diesem Zeitpunkt dort ohne 
Unterbrechung innegehabt haben. Ausgenommen 
sind Vertriebene, die nach 1945 Bodenreformland 
rechtsbeständig erhalten haben. 

(2) Die einmalige Zuwendung erhalten solche Ver-
triebenen nicht, die vor oder nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs einem totalitären System erheb-
lich Vorschub geleistet oder durch ihr Verhalten 
gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben. 

§3 

Vererbbarkeit, Übertragbarkeit 

Der Anspruch auf Gewährung der Leistung ist mit 
Wirkung vom 1. Januar 1994 vererblich und übertrag-
bar. 

§4 

Höhe der einmaligen Zuwendung, 
Erfüllung des Anspruchs 

(1) Die Höhe der einmaligen Zuwendung für jeden 
Berechtigten beträgt 4 000 Deutsche Mark. Die 
Kosten trägt der Bund. 

(2) Der Zuwendungsbetrag wird fällig 

1. im Jahre 1994 mit Bestandskraft des Leistungsbe-
scheides für Berechtigte, die bis zum 1. Januar 1994 
das 70. Lebensjahr vollendet haben, 

2. am 1. Januar 1996 für Berechtigte, die bis zu diesem 
Zeitpunkt das 60. Lebensjahr vollendet haben, 

3. am 1. Januar 1998 für alle übrigen Berechtigten 
und alle Rechtsnachfolger. 

Ansprüche von Personen mit höherem Lebensalter 
werden vor Ansprüchen von Personen mit niedrige-
rem Lebensalter erfüllt. 

§5 

Antrag 

Die einmalige Zuwendung wird nur auf Antrag 
gewährt. Der Antrag ist bis zum Ablauf des 31. De-
zember 1994 an die nach § 7 für die Durchführung 
zuständige Stelle zu richten. Die Feststellung der 
Vertriebeneneigenschaft des Antragstellers bestimmt 
sich nach den Vorschriften des Bundesvertriebenen-
gesetzes. 

§6 

Verpfändbarkeit, Nichtanrechnung, 
Steuerfreiheit 

(1) Der Anspruch auf Gewährung der einmaligen 
Zuwendung unterliegt in der Person des unmittelbar 
Berechtigten nicht der Zwangsvollstreckung. 

(2) Der Anspruch auf Gewährung der einmaligen 
Zuwendung bleibt bei Sozialleistungen, deren Ge-
währung von anderen Einkünften abhängig ist, unbe-
rücksichtigt. 

(3) Die einmaligen Zuwendungen nach diesem 
Gesetz sind von der Einkommensteuer gemäß § 3 Nr. 7 
des Einkommensteuergesetzes befreit. 
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§7 

Zuständigkeit 

Die Durchführung des Gesetzes obliegt dem Land, 
in dem der jeweilige Antragsteller am 3. Oktober 1990 
seinen ständigen Aufenthalt hatte. Die Zuständigkeit 
bleibt auch bei einer Verlegung des ständigen Auf-
enthalts nach diesem Zeitpunkt in ein anderes Land 
oder in ein Gebiet außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland bestehen. 

§8 

Verfahren 

Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

Artikel 2 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

In § 3 Nr. 7 des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. September 
1990 (BGB1. I S. 1898, 1991 I S. 808), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 28. Januar 1994 (BGBl. I 
S. 142, 147) geändert wurde, werden vor den Worten 
„und Leistungen nach dem Reparationsschädenge-
setz" die Worte „ ‚ Leistungen nach dem Vertriebe-
nenzuwendungsgesetz" eingefügt. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1994 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Während Vertriebene, die nach dem Verlassen des 
Vertreibungsgebietes in die Bundesrepublik Deutsch-
land nach dem Gebietsstand zum 3. Oktober 1990 
zugezogen sind, nach Maßgabe der Kriegsfolgenge-
setze Hilfen zur Eingliederung und Entschädigungen 
erhalten haben, sind vergleichbare Leistungen an 

 Vertriebene mit ständigem Aufenthalt in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
nicht gewährt worden. Eine nachträgliche Einbezie-
hung dieses Personenkreises in die Kriegsfolgenge-
setze hat die Bundesregierung nicht als angezeigt 
angesehen, da die mit diesen Leistungsgesetzen ver-
folgte Zielsetzung der Eingliederung bei diesem Per-
sonenkreis mehr als 40 Jahre nach Abschluß der 
Vertreibungsmaßnahmen ebenfalls als erfüllt anzuse-
hen sei. Auch die Gewährung von Entschädigungslei-
stungen nach diesen Gesetzen sei ausgeschlossen, 
weil sowohl die Feststellung der vor mehr als 40 Jah-
ren eingetretenen Schäden wie die Finanzierung 
derartiger Leistungen unüberwindbare Schwierigkei-
ten bereite. 

Statt einer individuellen Entschädigung sollen des-
halb die durch den Zweiten Weltkrieg und seine 
Folgen besonders betroffenen Vertriebenen der 
Erlebnisgeneration mit Wohnsitz im Beitrittsgebiet in 
Anerkennung ihres Vertreibungsschicksals eine ein-
malige Zuwendung erhalten. Diese soll zugleich der 
innerstaatlichen Abgeltung aller Vermögensschäden 
und Verluste dienen, die auf den Ereignissen und 
Folgen des Zweiten Weltkriegs beruhen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu § 1 

Die Vorschrift schafft die Rechtsgrundlage für eine 
einmalige Zuwendung an  die in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet lebenden Ver-
triebenen und enthält die Begründung für diese Lei-
stungen. Danach wird die Zuwendung den von den 
Kriegsfolgengesetzen ausgeschlossenen Vertriebe-
nen nach Maßgabe des § 2 unabhängig vom Vorliegen 
eines Vermögensschadens im Hinblick auf deren 
besondere Betroffenheit durch den Zweiten Weltkrieg 
und seine Folgen gewährt. Gleichzeitig dient dies 
innerstaatlich der Abgeltung aller aus der Vertrei-
bung entstandenen Vermögensschäden und Verluste, 
so daß weitere Ansprüche gegen die Bundesrepublik 
Deutschland nicht mehr hergeleitet werden können. 
Die Gewährung und Annahme der einmaligen 
Zuwendung berührt aber weder die Vermögensrechte 
der Vertriebenen noch enthält sie einen Verzicht auf 

deren Wiederherstellung oder Ersatzleistung durch 
die Schädiger. Die Geltendmachung von Ansprüchen 
gegen die Schädiger wird durch die Leistung nicht 
ausgeschlossen. 

Zu § 2 

Durch die Beschränkung des Berechtigtenkreises auf 
jene Vertriebene, die nach der Vertreibung ihren 
ständigen Aufenthalt in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet vor dem 3. Oktober 
1990 genommen und ihn bis zu diesem Zeitpunkt dort 
ohne Unterbrechung innegehabt haben, sind nur 
Vertriebene der Erlebnisgeneration anspruchsbe-
rechtigt. Gemäß Anlage I Kapitel II Sachgebiet D 
Abschnitt III Nr. 4 des Einigungsvertragsgesetzes vom 
31. August 1990 (BGBl. 1990 II S. 885) in Verbindung 
mit Artikel 1 Nr. 3 des Gesetzes zur Regelung des 
Verhältnisses von Kriegsfolgengesetzen zum Eini-
gungsvertrag vom 20. Dezember 1991 (BGBl. I 
S. 2270) ist das Lastenausgleichsgesetz in den neuen 
Ländern nicht auf Personen anwendbar, die vor dem 
Wirksamwerden des Beitritts ihren ständigen Aufent-
halt in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet genommen haben. Daher stellt die 
vorgesehene Regelung eine vertretbare Alternative 
zur Lastenausgleichsgesetzgebung im Beitrittsgebiet 
dar, unter anderem auch deshalb, weil ein Ausgleich 
von Lasten zwischen Vermögensbesitzern und Ver-
triebenen hier nicht herbeigeführt werden kann. Von 
dieser Regelung ausgenommen sollen die Vertriebe-
nen sein, die vor dem Beitritt ihren Wohnsitz in den 
alten Ländern genommen haben, und nach Beitritt in 
das in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte 
Gebiet zugezogene Aussiedler. Ebenfalls ausgenom-
men sind Vertriebene und Familienangehörige, die in 
der ehemaligen DDR Eingliederungshilfen durch die 
Zuteilung von Bodenreformland erhalten haben, 
soweit sie dieses oder dessen Wert im Zeitpunkt des 
Beitritts noch innehatten oder nach den Vorschriften 
zur Regelung offener Vermögensfragen zurückerhal-
ten. 

Die Stichtagsregelung 3. Oktober 1990 ist erforder-
lich, da nach diesem Zeitpunkt in das Beitrittsgebiet 
zugezogene Aussiedler Leistungen nach Maßgabe 
des Lastenausgleichsgesetzes und andere staatliche 
Eingliederungshilfen beanspruchen konnten. Vertrie-
bene, die nach dem Beitritt von ihrem Grundrecht der 
Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet Gebrauch 
machten und ihren ständigen Aufenthalt in den alten 
Ländern genommen haben, sollen ebenfa lls Berech-
tigte nach diesem Gesetz sein. 

Die Ausschlußtatbestände des Absatzes 2 lehnen sich 
an die des Bundesvertriebenengesetzes und des 
Lastenausgleichsgesetzes an . 
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Zu § 3 

Die Regelung stellt klar, daß der Anspruch mit Wir-
kung vom 1. Januar 1994 (Tag des Inkrafttretens des 
Gesetzes) übertragbar und vererbbar ist. Dadurch 
wird sichergestellt, daß im Falle des Todes des Berech-
tigten nach Inkrafttreten des Gesetzes die Leistung an 

 die Rechtsnachfolger gewährt wird. 

Zu § 4 

Die Vorschrift bestimmt die Höhe und Fälligkeit der 
einmaligen Zuwendung und stellt klar, daß die Kosten 
vom Bund zu tragen sind. 

Für die Finanzierung der Kosten in Höhe von 2,4 Mrd. 
DM bietet sich an , die Leistungen entsprechend ihrer 
Fälligkeit aus dem Bundeshaushalt vorzufinanzieren 
und später dem Bundeshaushalt aus den Lastenaus-
gleichsrückflüssen zu erstatten. 

Dabei wird davon ausgegangen, daß es sich um ein 
Bundesleistungsgesetz zur Wiedergutmachung von 
Kriegsfolgelasten handelt. 

Aus sozialen Erwägungen wird die Leistung im 
Absatz 2 für die Berechtigten, die bis zum 1. Januar 
1994 das 70. Lebensjahr vollendet haben, mit 
Bestandskraft des Leistungsbescheides im Jahre 1994, 
für die Berechtigten, die bis zum 1. Januar 1996 das 
60. Lebensjahr vollendet haben, am 1. Januar 1996 
und für alle übrigen Berechtigten und alle Rechts-
nachfolger am 1. Januar 1998 fällig. Dabei soll der 
Grundsatz gelten, daß Ansprüche von Personen mit 
höherem Lebensalter vor Ansprüchen von Personen 
mit niedrigerem Lebensalter erfüllt werden. 

Zu § 5 

Die Vorschrift regelt das Antragsverfahren und setzt 
die Frist fest, innerhalb der die erforderlichen Anträge 
zu stellen sind. Dabei handelt es sich um eine Aus-
schlußfrist bis zum Ablauf des 31. Dezember 1994. 
Ferner wird bestimmt, daß die Feststellung der Ver-
triebeneneigenschaft sich nach den Vorschriften des 
Bundesvertriebenengesetzes bestimmen soll. Die 
Organisationsgewalt zur Durchführung des Gesetzes 
bleibt bei den Ländern. 

Zu § 6 

Die Vorschrift stellt klar, daß der Anspruch nicht der 
Zwangsvollstreckung unterliegt, soweit sich die 
Zwangsvollstreckung gegen den unmittelbar Berech-
tigten richtet, da die Leistung zur Abgeltung des 
Vertriebenenschicksals einen höchstpersönlichen 
Anspruch darstellt. Ferner wird klargestellt, daß die 
einmalige Zuwendung bei Gewährung an unmittel-
bar Berechtigte nicht auf andere Sozialleistungen 
angerechnet werden darf. Schließlich wird die Ein-
kommensteuerfreiheit im Sinne des § 3 Nr. 7 des 
Einkommensteuergesetzes bestimmt. 

Zu § 7 

Die Vorschrift bestimmt die für die Durchführung 
zuständigen Stellen. 

Zu § 8 

Die Vorschrift regelt das Verfahren. 

Zu Artikel 2 

Mit der Ergänzung von § 3 Nr. 7 des Einkommen-
steuergesetzes werden Leistungen nach dem Vertrie-
benenzuwendungsgesetz steuerfrei gestellt. Die Er-
gänzungen sind aufgrund der in § 6 Abs. 3 des 
Vertriebenenzuwendungsgesetzes vorgesehenen 
Steuerfreiheit der einmaligen Zuwendungen erfor-
derlich. Die Zahlungen im Lastenausgleich o. a. Lei-
stungen zur Wiedergutmachung von Kriegsfolgela-
sten waren bisher nach § 3 Nr. 7 EStG steuerfrei 
gestellt. Aus Gründen der Gleichbehandlung müssen 
die Zahlungen nach dem Vertriebenenzuwendungs-
gesetz ebenfalls freigestellt werden, weil sie die 
gleiche Funktion erfüllen. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Dem vom Bundesrat in seiner 667. Sitzung am 
18. März 1994 beschlossenen Gesetzentwurf über 
eine einmalige Zuwendung an die in dem Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet lebenden 
Vertriebenen stimmt die Bundesregierung nicht zu. 

Weder führt der Gesetzentwurf des Bundesrates zu 
einer Beschleunigung des Gesetzgebungsverfahrens 
zum Erlaß einer einmaligen Zuwendung, noch ist er in 
der vorliegenden Fassung finanzierbar. 

A. Allgemeines 

Bei der Verabschiedung des Kriegsfolgenbereini-
gungsgesetzes im Vermittlungsausschuß am 9. De-
zember 1992 bestand zwischen Deutschem Bundestag 
und Bundesrat Einvernehmen, daß die beabsichtigte 
einmalige Zuwendung an die Vertriebenen im Bei-
trittsgebiet im Rahmen des Entwurfs des Entschädi-
gungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes (EALG) zu 
regeln ist. 

Demzufolge hat die Bundesregierung den Entwurf 
eines Vertriebenenzuwendungsgesetzes im Rahmen 
des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgeset-
zes vorgelegt (Drucksache 12/4877). Der Deutsche 
Bundestag hat am 20. Mai 1994 diesen Gesetzentwurf 
in der Fassung der Ausschußempfehlungen in zweiter 
und dritter Lesung beschlossen. Dabei ist vorgesehen, 
daß das Vertriebenenzuwendungsgesetz rückwir-
kend am 1. Januar 1994 in Kraft tritt und die ersten 
Leistungen an die Berechtigten der Geburtsjahrgänge 
vor 1916 bereits 1994 erfolgen. Dem Hauptanliegen 
der neuen Länder, bereits 1994 mit der Leistungsge

-

währung zu beginnen, wurde damit weitgehend ent-
sprochen. 

Nachdem der Entscheidungsprozeß im Rahmen des 
laufenden Gesetzgebungsverfahrens so weit voran-
getrieben ist, kann mit dem Gesetzesantrag des Bun-
desrates in dieser Frage keine Beschleunigung mehr 
bewirkt werden. Er sollte daher als eigenständige 
Initiative des Bundesrates nicht weiterverfolgt wer-
den. 

Durch das Herauslösen der Vertriebenenzuwendung 
aus dem Entschädigungs- und Ausgleichsleistungs-
gesetz und der damit verbundenen Abkoppelung vom 
Entschädigungsfonds wird der Vertriebenenzuwen-
dung zudem die notwendige haushaltsneutrale Finan-
zierungsgrundlage entzogen. Nach dem vom Deut-
schen Bundestag beschlossenen Gesetzentwurf soll 
die Vertriebenenzuwendung aus den im Entschädi-
gungs- und Ausgleichsleistungsgesetz vorgesehenen 
Einnahmen des Entschädigungsfonds geleistet wer-
den. Hinzu kommen die Einsparungen für den Ent-
schädigungsfonds, die sich daraus ergeben, daß die 
Entschädigungs- und Ausgleichsleistungen mit den 
Rückforderungsansprüchen der Lastenausgleichsbe

-

hörden in der Weise verrechnet werden, daß der 
Entschädigungsanspruch um den Rückforderungsan-
spruch gekürzt wird. Dies setzt aber unabdingbar die 
gleichzeitige Verabschiedung des Entschädigungs-
und Ausgleichsleistungsgesetzes mit der Vertriebe-
nenzuwendung voraus. 

Ohne ein Inkrafttreten des Entschädigungs- und Aus-
gleichsleistungsgesetzes stehen zur Finanzierung der 
Vertriebenenzuwendung nach der geltenden Rechts-
lage allein die Lastenausgleichsrückflüsse, die sich 
infolge der Rückgaben von Vermögenswerten in den 
neuen Ländern ergeben, zur Verfügung. Nach Anga-
ben des Präsidenten des Bundesausgleichsamtes füh-
ren diese jedoch im Jahre 1994 lediglich zu einem 
Aufkommen von 50 Mio. DM und ab 1995 von etwa 
100 Mio. DM jährlich. Höhere jährliche Rückflüsse 
lassen sich nicht realisieren. Zum einen beruht dies 
auf der differenzierten Materie der Rückforderungs-
verfahren, zum anderen auf dem beträchtlichen Per-
sonalabbau in. der Ausgleichsverwaltung in den ver-
gangenen Jahren. 

Bei den im Gesetzentwurf des Bundesrates vorgese-
henen Fälligkeitsterminen würde bei der Annahme, 
daß insgesamt 800 000 Berechtigte in den Genuß der 
einmaligen Zuwendung kommen werden, voraus-
sichtlich im Jahre 1994 ein Betrag von 740 Mio. DM, 
1996 von 784 Mio. DM und 1998 von 1 676 Mio. DM 
fällig. Aus den genannten Lastenausgleichsrückflüs-
sen lassen sich daher diese Ausgaben nicht bestrei-
ten. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates ist somit in der 
vorgesehenen Weise nicht finanzierbar. Möglichkei-
ten, an welcher Stelle des Bundeshaushaltes sich 
Minderausgaben in gleicher Höhe erzielen lassen, 
wie sie für die Vertriebenenzuwendung benötigt wer-
den, hat der Bundesrat nicht aufgezeigt. Die vom 
Deutschen Bundestag beschlossene Regelung der 
Vertriebenenzuwendung im Zusammenhang mit dem 
Gesetz über die Entschädigungs- und Ausgleichslei-
stungen stellt dagegen einen tragbaren Ausgleich 
zwischen dem Anliegen der Vertriebenen in den 
neuen Ländern und den finanziellen Möglichkeiten 
des Bundeshaushaltes dar. 

Die Verbindung der beiden Gesetzentwürfe ist auch 
deshalb sachgerecht, weil es sich bei beiden Gesetz-
entwürfen um Wiedergutmachungsleistungen han-
delt. Der Gesetzentwurf des Bundesrates weist in 
seiner Zielsetzung selbst auf diesen Sachverhalt hin, 
wenn ausgeführt wird, die Identität der Vertriebenen, 
die in der ehemaligen sowjetischen Besatzungszone 
oder der späteren DDR Aufnahme gefunden hätten, 
sei mehr als 40 Jahre lang vom SED-Unrechtsregime 
unterdrückt und ihr Vertreibungsschicksal verschwie-
gen worden. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Sollte gleichwohl eine Einzelberatung des Gesetzent-
wurfs des Bundesrates im Deutschen Bundestag erfol-
gen, wird hierzu wie folgt Stellung genommen: 

Zu Artikel 1 

Zu § 2 Abs. 1 Satz 1 

In § 2 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „ständigen 
Aufenthalt" durch die Worte „ständigen Wohnsitz" zu 
ersetzen. 

Damit wird klargestellt, daß Berechtigte, die die 
ehemalige DDR zu Studienaufenthalten oder als Ent-
wicklungshelfer in andere osteuropäische oder afrika-
nische Staaten zeitweilig verlassen hatten, nicht von 
Leistungen ausgeschlossen sein sollen. 

Zu § 2 Abs. 1 Satz 2 

Die Ausschlußklausel für Bodenreformlanderwerber 
bedarf der zeitlichen Konkretisierung durch die Worte 
„8. Mai" , da anderenfalls der zeitliche Rahmen für den 
Landerwerb nicht hinreichend bestimmt ist (Erwerb 
nach 1945 bedeutet Erwerb im Jahre 1946). 

Zu § 4 Abs. 1 Satz 2 

Der Finanzierungsvorschrift wird nicht zugestimmt. 

Zu § 4 Abs. 2 Satz 1 

Den dort genannten Fälligkeitsterminen wird nicht 
zugestimmt. 

Im übrigen sollte grundsätzlich die Fälligkeit der 
Zuwendung an die Bestandskraft des Leistungsbe-
scheides geknüpft werden. Anderenfalls besteht bei 
späteren Zuerkennungen (z. B. bei erforderlichen 
Ermittlungen über die Vertriebeneneigenschaft oder 
bei Rechtsmittelverfahren) die Gefahr der Leistung 
von Verzugszinsen. 

Zu § 4 Abs. 2 Satz 2 

Diese Regelung ist in Anbetracht der Antragsflut 
sowie der personellen Ausstattung der zuständigen 
Behörden kaum administrierbar und erweckt uner-
füllbare Hoffnungen. Im übrigen bedarf es hierfür 
keiner gesetzlichen Regelung, da es sich um Verfah-
rensfragen handelt, die die Länder durch Verwal-
tungsanweisungen im Rahmen ihrer Durchführungs-
kompetenz eigenständig regeln können. 

Zu § 5 Satz 2 

Die Antragsfrist zum 31. Dezember 1994 ist zu kurz 
bemessen. Als Antragsfrist sollte ein Jahr nach 
Inkrafttreten des Gesetzes vorgesehen werden. 

Zu § 6 Abs. 2 

Die Anrechnungsfreiheit von Sozialleistungen sollte 
nur beim Berechtigten selbst gegeben sein. 

Zu § 6 Abs. 3 

Als Folgeänderung der vom Bundesrat beschlossenen 
Einfügung eines Artikels 2 (Änderung des Einkom-
mensteuergesetzes) kann § 6 Abs. 3 entfallen. In der 
Überschrift zu § 6 kann somit der Beg riff „Steuerfrei-
heit" gestrichen werden. 

Zu § 7 

Die Worte „ständigen Aufenthalt" sind als Folgeände-
rung des § 2 durch die Worte „ständigen Wohnsitz" zu 
ersetzen. 

Auf Wunsch der neuen Länder ist § 7 zur leichteren 
Administrierbarkeit wie folgt zu ergänzen: 

„Für die Gewährung der Leistung sind die von den 
Landesregierungen bestimmten Stellen zuständig, 
soweit diese nicht durch Landesgesetz zu bestimmen 
sind." 

Da tenschutz 

Wegen des erforderlichen Datenaustausches zwi-
schen den zuständigen Behörden, den für die Feststel-
lung der Vertriebeneneigenschaft zuständigen Stel-
len sowie den Behörden, die Auskünfte über das 
Vorliegen von Ausschlußgründen (Bodenreformland, 
Unwürdigkeitsklausel) erteilen können, ist eine 
Datenschutzregelung entsprechend der Regelung in 
§ 7 des Gesetzentwurfs erforderlich. 

Zu Artikel 2 (Änderung des 
Einkommensteuergesetzes — EStG) 

Die Formulierung ist wegen mittlerweile ergangener 
Gesetzesänderungen anzupassen und um eine zeitli-
che Anwendungsvorschrift zu ergänzen: 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. September 1990 (BGBl. I 
S. 1898; BGBl. 1991 I S. 808), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 28. Januar 1994 (BGBl. I 
S. 142, 147), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Nr. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. Ausgleichsleistungen nach dem Lastenaus-
gleichsgesetz, Leistungen nach dem Flücht-
lingshilfegesetz, dem Bundesvertriebenenge- 
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setz, dem Reparationsschädengesetz und dem Ver-
triebenenzuwendungsgesetz; ". 

2. § 52 Abs. 2 a wird wie folgt gefaßt: 

„ (2 a) § 3 Nr. 7 in der Fassung des Gesetzes vom 
21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) ist erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 1993 anzuwenden. § 3 
Nr. 7 in der Fassung des Gesetzes vom ... 
(BGBl....) ist erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1994 anzuwenden. "' 

 





 


